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Satzung Vorkaufsrecht nach § 25 BauGB für das Gebiet  
„Innenstadt Großsachsenheim“ 
 
 
Aufgrund von § 25 des Baugesetzbuches BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2023 (BGBl. I S. 394) m.W.v. 
01.01.2024 in Verbindung mit  
§ 4 der GemO, Gemeindeordnung Baden-Württemberg in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, 
ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.06.2023 (GBl. S. 229) m.W.v. 01.07.2023  
wird folgende Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht beschlossen: 
 
§ 1 Anordnung des Vorkaufsrechts 
Der Gemeinde Sachsenheim steht zur Sicherung der städtebaulichen Entwicklung im Sinne des § 25 
Abs.1 Ziff. 1 und 2 BauGB für den Bereich “Innenstadt Großsachsenheim“ ein besonderes 
Vorkaufrecht zu. 
 
§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 
Für den räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung ist der Lageplan 05.02.2024 maßgebend und 
erstreckt sich auf alle Grundstücke innerhalb des gekennzeichneten  
Bereichs. 
 
§ 3 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt mit ihrer ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Sachsenheim, 05.03.2024 
 
Gez. 
Holger Albrich 
Bürgermeister 
 
Hinweis: 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 -3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften beim Zustandekommen der Satzung ist nach § 215 Abs. 1 Nr. 1-3 unbeachtlich, 
wenn die Verletzung nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Stadt geltend gemacht worden ist. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, darzulegen. 
 
Eine etwaige Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 
Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der 
Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
ist. 
 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Fälligkeit etwaiger 
Entschädigungsansprüche und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen von Ansprüchen von 
Entschädigungsansprüchen hingewiesen. 
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